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(Nr. 13623.) Pfarrbeſoldungsgeſetz. Vom 3. Juli 1931. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

(1) Um den evangeliſchen Landeskirchen und der katholiſchen Kirche zu ermöglichen, die Dienſt⸗ 
und Verſorgungsbezüge ihrer inländiſchen Pfarrer an die Bezüge der in Beſoldungsgruppe A 2 b 
zur erſten planmäßigen Anſtellung gelangenden unmittelbaren Staatsbeamten anzupaſſen, werden 
von Beginn des Rechnungsjahrs 1931 ab jährlich folgende Bedürfniszuſchüſſe bereitgeſtellt: 

a) für die evangeliſchen Landeskirchen bis zj) 45 289 000 RM; 
b) für die katholiſche Kirche bis zu 7719080000 AH. 

(2) Die Zuſchüſſe werden von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und 
dem Finanzminiſter nach Benehmen mit den kirchlichen Behörden auf die einzelnen Landeskirchen 
und Diözeſen verteilt. 

8 2. 

Die Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Pfarrer werden von den kirchlichen Behörden mit 
Zuſtimmung der beiden genannten Miniſter geregelt. Die Kirchengemeinden (Gemeindeverbände) 
find verpflichtet, ihren Pfarrern die Bezüge inſoweit zu gewähren, als fie nicht durch das Stellen- 
einkommen und andere kirchliche Einnahmen gedeckt ſind. 


8 3. 

(1) Sofern Kirchengemeinden (Gemeindeverbände) nicht imſtande ſind, ihre Verpflichtung 
zur Pfarrbeſoldung zu erfüllen, ſind ihnen aus den Staatsmitteln Beihilfen zu bewilligen. Auch 
den kirchlichen Stellen, denen die Verſorgung der Ruheſtandspfarrer und der Pfarrhinterbliebenen 
obliegt, ſtehen ſolche Beihilfen zu. 

(2) Für die Bewilligung ſind von den beiden Miniſtern nach Benehmen mit den kirchlichen 
Behörden Grundſätze aufzuſtellen. 

(3) Bei Bemeſſung der ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit iſt auf die ſonſtigen Verpflichtungen, 
Einrichtungen, Bedürfniſſe und Aufgaben der Kirche, ihrer Gemeinden und Verbände entſprechend 
ihrer jeweiligen geſamten Wirtſchaftslage Rückſicht zu nehmen. 


84. 

Durch dieſe einſtweilige Regelung wird der Ablöſung der bisherigen Staatsleiſtung gemäß 
Artikel 138 der Reichsverfaſſung nicht vorgegriffen; insbeſondere kann aus dieſer Regelung von keiner 
Seite weder bei der endgültigen geſetzlichen Regelung der Pfarrbeſoldung noch bei der Ablöſung 
der Staatsleiſtungen nach ihrem Rechtsgrund, ihrem Inhalt oder ihrer Höhe ein Anſpruch oder 
ein Einwand abgeleitet werden. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 21. Juli 1931.) 27 
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8 5. 
Dieſes Geſetz gilt bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs 1933. Das Staatsminiſterium kann 
es bis zum Ablauf des Rechnungsjahrs 1935 verlängern. 


8 6. 
Die beiden genannten Miniſter führen das Geſetz aus. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. Juli 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grimme. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfanml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Januar 1931 
über die Genehmigung zweier Nachträge zu der Satzung des Berliner Hypothekenbankvereins 
(Stadtſchaft) 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 27 S. 149, ausgegeben am 20. Juni 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juni 1931 
über die Genehmigung des zweiten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung 
(Ausgabe 1929) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 25 S. 161, ausgegeben am 20. Juni 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juni 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Oppeln für die Gartenanlagen 
des Kreiskrankenhauſes in Kupp 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 26 S. 181, ausgegeben am 27. Juni 1931, 
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